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Die EU-Klimapolitik gerät immer mehr unter Druck
Die steigenden Energiepreise schüren Konflikte zwischen reichen und ärmeren Mitgliedsländern

DANIEL IMWINKELRIED, BRÜSSEL

Viele Meinungsverschiedenheiten spal-
ten die EU. Mit dem Iran-Krieg hat sich
eine weitere Differenz unter den Mit-
gliedsländern verschärft: die Frage, wel-
che Energiepolitik die Organisation
verfolgen soll.

Die stark gestiegenen Erdöl- und
Erdgaspreise haben die Energiekosten
für Konsumenten und Unternehmen
teilweise stark in die Höhe getrieben.
Soll die EU deswegen die Hinwendung
zu Wind- und Solarkraft umso entschie-
dener vorantreiben? Oder ist es die
Aufgabe der Politik, die Energie vor-
übergehend zu verbilligen? Möglicher-
weise aber mit der Folge, dass Vergüns-
tigungen nicht mehr wegzubringen sind
und die Energiewende verzögern?

Schwerindustriestaaten in Sorge

Bis 2050 will die EU im Rahmen des
Green Deal klimaneutral werden.
Industrie und Haushalte dürfen ab dann
nur noch so viel Kohlendioxid (CO2)
und andere Treibhausgase ausstossen,
wie mit technischen und natürlichen
Mitteln aus der Atmosphäre absorbiert
werden kann. Diese Energiewende ist
allerdings kostspielig, vor allem für jene
Unternehmen, die bei ihrer Produktion
nach wie vor schwergewichtig auf Erdöl,
Erdgas oder Kohle setzen.

Um CO2 auszustossen, müssen sie
via das Emissionshandelssystem ETS 1
teilweise Zertifikate kaufen. Vor allem
liberale Ökonomen schwören auf die-
ses Instrument. Wer die Umwelt ver-
schmutze, bezahle, das sei Marktwirt-
schaft, meinen sie. Für Energiefirmen,
die Erdgas oder Kohle verfeuern, kann
die Rechnung allerdings gesalzen aus-
fallen. Zudem kommen im schlimmsten
Fall zu den ETS-1-Kosten je nach Land
weitere Abgaben.

Kein Wunder, haben sich einige EU-
Mitgliedländer auf das Emissionshan-
delssystem eingeschossen, unter ihnen
Polen, Italien,Tschechien, die Slowakei
oder Belgien. Sie möchten für die hei-
mische Industrie gerne Erleichterun-
gen herausholen. «Ich bin hier, um für

die europäische Industrie zu kämpfen»,
sagte etwa der tschechische Minister-
präsident Andrej Babis am Donners-
tag am EU-Gipfel in Brüssel.

Eine Diplomatin eines anderen mit-
teleuropäischen Staates meinte, seit dem
Grossangriff Russlands auf die Ukraine
2022 herrsche in Europa Krieg. Energie-
intensive Sektoren wie Zement, Stahl,
Aluminium müssten überleben – man
brauche sie in Zeiten wie jetzt mehr
denn je. Am ETS sollten daher Ände-
rungen vorgenommen werden.

Die Frage, wie resolut die EU die
Energiewende anpacken und wie es mit
dem ETS weitergehen soll, entzweit vor
allem die EU-Länder in Skandinavien

und die mitteleuropäischen Mitglieder.
In seinem Land seien die Energiepreise
niedrig, weil man viel Geld in erneuer-
bare Energieformen gesteckt habe, sagte
etwa der finnische Ministerpräsident
Petteri Orpo in Brüssel. Am ETS will
er nicht rütteln, das System sei die Basis
der Energiewende.

Nachwehen des Kohlezeitalters

Ähnlich äussert sich auch Luxemburgs
Premierminister Luc Frieden. Es sei
nicht Aufgabe der EU, für günstigere
Energiepreise zu sorgen, meinte er. Ent-
lastungen für die Bürger seien eine na-
tionale Aufgabe.

So wichtig allerdings die ökologische
Wende ist, damit Europa von Erdöl und
Gas aus politisch instabilen Gegenden
wegkommt: Mit ihren Argumenten ma-
chen es sich die verhältnismässig wohl-
habenden Länder teilweise einfach.

Das reiche Luxemburg kann sich
niedrige Entgelte und Steuern auf Ener-
gie leisten. So bezahlt im Grossherzog-
tum der Staat die Netzkosten und nicht
der Endkonsument.

Die Abgaben auf Benzin sind eben-
falls relativ niedrig – auch mit dem Ziel,
dass die vielen Arbeitspendler aus den
Nachbarländern in Luxemburg tanken
und so dort statt im Heimatland Geld
liegen lassen. Und wenn die EU-Länder

nun einzeln anfingen, Firmen und Auto-
fahrer von den hohen Energiepreisen zu
entlasten, wie das Frieden vorschwebt,
verzerrte das den Markt: Immerhin kön-
nen sich reiche EU-Länder Entlastungs-
massnahmen eher leisten als weniger
wohlhabende.

Das zeigte sich 2022, als Russland
grossflächig die Ukraine angriff und
die Energiepreise abhoben. Insgesamt
gaben die EU-Länder damals für Ent-
lastungsmassnahmen 500 Milliarden
Euro aus, allein 160 Milliarden stamm-
ten von der deutschen Regierung.

Hinzu kommt, dass die Abhängigkeit
der mitteleuropäischen Staaten von fossi-
len Energieträgern eine Art Erblast dar-

stellt. Die Energieversorgung beruhte
dort jahrzehntelang auf Kohle. Man käme
noch so gerne rasch davon weg, sagte die
Diplomatin eines osteuropäischen Lan-
des. Denn schliesslich seien Kohle und
Gas für ihr Land die teuerste Energie.
Aber der Startpunkt für die Energie-
wende sei halt ein ganz anderer als in den
meisten westeuropäischen Staaten.

Der Green Deal der EU ist die Ein-
heitslösung für alle EU-Staaten. Aber
wenn die Preise für fossile Energie in die
Höhe schiessen wie derzeit, zeigen sich
die Nachteile dieses «One size fits all».

Die Konflikte darüber dürften sich in
der EU noch verschärfen.Am Donners-
tag ist die Notierung für Erdgas um über
30 Prozent gestiegen. Eine markante
Trendwende ist nicht absehbar, zumal
Iran Katars LNG-Anlagen schweren
Schaden zugefügt hat. Bis auf weiteres
treibt der Iran-Krieg die Preise in die
Höhe, mittelfristig könnte die Energie-
wende diesen Effekt haben.

JANNIK BELSER, BERLIN

Das Sondervermögen klang gut. Es
solle Deutschland wirtschaftlich wie-
der in die Spur bringen, sagte die
Regierung, als sie vor einem Jahr das
grösste Schuldenpaket der Nachkriegs-
zeit zusammenstellte. Jetzt erwecken
neue Zahlen allerdings Zweifel an die-
sem Versprechen.

In Deutschland diskutieren plötz-
lich alle wieder über das Sonderver-
mögen. Manche Beobachter befürch-
ten, dass die Finanzpolitik der Merz-
Kanzlerschaft verpufft. Andere sind
überzeugt, dass das Sondervermögen
seine Wirkung noch entfalten wird.

Die wichtigsten Fragen und Ant-
worten zur Debatte:

Sondervermögen: Was ist das schon
wieder?
Vor einem Jahr beschloss der Bun-
destag die Äufnung eines Sonderver-
mögens für Infrastruktur und Klima-
neutralität, dank dem die deutsche
Regierung neue Schulden aufnehmen
darf. Diese werden ausserhalb des Bun-
deshaushalts verrechnet, was die Schul-
denbremse für die Kredite aushebelt.
Bund, Länder und Kommunen sol-
len das Geld zum Beispiel in Strassen,
Schienen, das Bildungswesen oder die
Energieinfrastruktur investieren. Diese
Bereiche wurden in den vergangenen
Jahren im Haushalt vernachlässigt. Die
Investitionen sollen dafür sorgen, dass
die deutsche Wirtschaft wieder schnel-
ler wächst.

Welche Regeln gelten dabei?
Insgesamt darf die deutsche Regierung
500 Milliarden neue Schulden über einen
Zeitraum von zwölf Jahren aufnehmen.
300 Milliarden Euro sind für Investi-
tionsprojekte des Bundes vorgesehen,
100 Milliarden fliessen in einen Klima-
und Transformationsfonds, 100 Milliar-
den gehen an Länder und Kommunen.

Im Kernhaushalt des Bundes muss
die Politik weiterhin 10 Prozent des
Budgets für Investitionen einplanen.
Diese Vorgabe soll garantieren, dass
die Regierung die Investitionsausga-
ben im Kernhaushalt normal weiter-
führt – und die neuen Mittel nur für
zusätzliche Projekte einsetzt, die sie
sich ohne Sondervermögen nicht leis-
ten könnte. Und genau darüber ist nun
eine Debatte entbrannt.

Worum geht es?
Gleich zwei Studien haben diese Woche
untersucht, ob die Gelder aus dem Son-
dervermögen im vergangenen Jahr wie
versprochen in zusätzliche Investitions-
vorhaben flossen. Beide Gutachten kom-
men zu einem ernüchternden Befund:
Das Institut der deutschen Wirtschaft
schreibt, dass nur 14 Prozent wie vorge-
sehen für neue Projekte im Bereich der
Infrastruktur eingesetzt worden seien.
Das Münchner Ifo-Institut kommt auf
einen noch tieferen Wert von 5 Prozent.

Warum ist das problematisch?
Die Ifo-Ökonomen fanden heraus, dass
der Bund 2025 gesamthaft nur 1,3 Mil-
liarden Euro mehr für Investitionen

ausgegeben hat als im Vorjahr – ob-
wohl er im Sondervermögen erste Kre-
dite im Wert von 24,3 Milliarden Euro
aufgenommen hat. Stattdessen habe die
Regierung Investitionen, die sie sonst
aus dem regulären Budget gestemmt
hätte, ins Sondervermögen verschoben.
So schaffe sie im Haushalt Raum für
nichtinvestive Ausgaben, etwa bei den
Kosten für das Sozialwesen. Die Rede
ist von einem «Verschiebebahnhof» und
einer «Veruntreuung» des Sonderver-
mögens. Die «Bild»-Zeitung schreibt
von der «XXL-Schuldensauerei».

Ausgaben verschieben – wie geht das
überhaupt?
Die Ökonomen schildern das Problem
anhand von Beispielen. So investierte
der Bund 2024 aus dem Kernhaushalt
1,2 Milliarden Euro in den Glasfaser-
ausbau. Im regulären Haushalt wurde
diese Summe 2025 komplett gestri-
chen. Die Investition wurde stattdes-
sen im Sondervermögen gebündelt. So
gab der Bund 2025 insgesamt 1,4 Mil-
liarden Euro für den Ausbau des Glas-
fasernetzes aus – musste diese Inves-
tition aber nicht der Schuldenbremse
unterstellen. Die Investitionsquote im
Kernhaushalt sank von knapp 11 Pro-
zent im Jahr 2024 auf 8,7 Prozent. Sie
lag somit auch unter dem Zielwert von
10 Prozent, den die Politik bei der Bud-
getplanung einhalten muss.

Was sagt die Regierung dazu?
Das Bundesfinanzministerium weist den
Vorwurf zurück. Mit dem Geld seien wie

vorgeschrieben zusätzliche Investitionen
in die Modernisierung des Landes ge-
tätigt worden, sagte eine Sprecherin. Der
Ökonom Jens Südekum, makroökono-
mischer Berater von Finanzminister Lars
Klingbeil, sagt: «Es wird kein Geld ver-
schleudert.»

Südekums wichtigstes Argument:
Die Ifo-Autoren suggerierten mit ihrem
Jahresvergleich in ihrem Gutachten eine
haushaltspolitische Normalität, die gar
keine gewesen sei. So habe die Ampel-
regierung im Haushalt 2024 einen Aus-
gabenüberschuss eingefahren, den die
Nachfolgeregierung mit Einsparungen
habe korrigieren müssen. Die Investi-
tionen aus 2024 seien daher kein sinn-
voller Vergleichswert.

Zudem verweist Südekum darauf, dass
die neue Regierung um Kanzler Merz
und Finanzminister Klingbeil in ihren
Spielräumen eingeschränkt gewesen sei.
Bis Ende September war eine vorläu-
fige Haushaltsführung in Kraft, womit
die Regierung in dieser Zeit nur einge-
schränkt neue Ausgaben tätigen konnte.
Die Möglichkeiten aus dem Sonderver-
mögen hätte die neue Regierung eigent-
lich nur von Oktober bis Weihnachten
ausschöpfen können. Genug Zeit, um
Projekte aufzugleisen. Aber zu wenig,
dass sich diese bereits in einem Mittel-
abfluss zeigten, sagt Südekum. Er spricht
von einem temporären Anlaufproblem.

Alles gut also?
Clemens Fuest, Präsident des Ifo-Insti-
tuts, widerspricht Südekums Argumen-
tation. Die Zweckentfremdung zeige

sich nicht in der verzögerten Entfal-
tung des Sondervermögens – sondern
darin, dass der Bund die Investitionen
im Kernhaushalt an vielen Stellen ge-
kürzt habe. Das stehe im Widerspruch
zu den Ankündigungen der Regierung,
die immer von zusätzlichen Investi-
tionen gesprochen habe: «Man hätte
offen sagen müssen, dass man die Ver-
schuldung braucht, um das Investitions-
niveau nur schon halten zu können.» In
diesem Fall müsse die Politik allerdings
darlegen, warum sie auf die Haushalts-
löcher nicht mit gekürzten Ausgaben in
anderen Bereichen reagieren wolle.

Wie geht es jetzt weiter?
Das Sondervermögen ist auf einen län-
geren Zeithorizont ausgelegt, die meis-
ten Ausgaben stehen deshalb noch aus.
Die Ifo-Ökonomen haben in ihrem
Gutachten auch die Finanzplanung
des Bundes für die kommenden Jahre
untersucht. Setzt die Politik das Budget
wie vorgesehen um, fliessen immerhin
zwei Drittel des Sondervermögens in
zusätzliche Infrastrukturprojekte.

Fuest warnt aber: «Die Gefahr
ist gross, dass wegen des erheblichen
finanziellen Drucks erneut Investitio-
nen gekürzt werden und die Zweck-
entfremdung der eigentlich für sie vor-
gesehenen Mittel doch wieder höher
ausfällt.» Er plädiert dafür, dass die
Regierung jetzt das Vertrauen in die
Finanzpolitik stärken soll, indem sie
die Investitionsausgaben auch im
Kernhaushalt stärkt und gegenüber
anderen Ausgabeposten priorisiert.

Die Regierungschefs der EU-Länder haben sich amDonnerstag in Brüssel getroffen, um über die anziehendenTreibstoffpreise
zu diskutieren. Doch nicht alle Mitgliedstaaten sind davon gleichermassen betroffen. REMKO DE WAAL / IMAGO

«Ich bin hier,
um für die europäische
Industrie zu kämpfen.»
Andrej Babis
Ministerpräsident Tschechiens


